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Der Fait Argentiniens
Von Alphonse SVlax

Unter dem Druck des Terrors hatte das argentinische Parlament vor kurzem ein Gesetz

angenommen, wonach bestimmte subversionsfördernde Delikte mit zwei bis acht Jahren
Gefängnis bestraft werden können. Ucber seine Wirksamkeit hatte man allerdings keine
grossen Illusionen, und inzwischen hat es sieh auch gezeigt, dass die Terroristen sich
keineswegs abgeschreckt fühlen. Viele ihrer Führer sassen schon einige Male itn Gefängnis,
waren aber jeweils nach kurzer Zeit wieder auf freiein Fusse, sei es aufgrund von
Amnestien, sei es aufgrund erfolgreicher Flucht oder auch einfach deshalb, weil man sie
mangels Beweisen freilassen musste, da sich verängstigte Zeugen nicht zu Aussagen
hergehen wollten. So fühlen sich die Guérilleros gegen gesetzliche Vorkehrungen
immun; was sie allenfalls zu fürchten haben, ist die Konkurrenz im Untergrund, die
ebenso ungesetzlich vorgeht wie sie selber.

Ausnahmezustand gab es de fac'to
schon vorher
Die Tatsache, dass in den letzten Wochen eine
Abnahme der Entführungsfälle in Argentinien
registriert wurde, ist nicht auf das Gesetz
zurückzuführen, denn in der gleichen Zeit hat die
Anzahl politischer Morde vor allem an Mitgliedern

der Streitkräfte bedeutend zugenommen.
Das beweist, dass die Guerilla zurzeit über
genügend Fonds verfügt und der Einschüchterung

der Militärs und der daraus möglicherweise
entstehenden Spaltung der Streitkräfte die Priorität
gibt.
Der Einsatz der Streitkräfte in den Kampf gegen
die Guerilla kann jedoch verfassungsmässig nur
erfolgen, wenn das Parlament den Ausnahmezustand

erklärt. Das wollte die Regierung vermeiden,

um den Militärs nicht wieder zu viel Macht
in die Hände zu legen. Es kam doch dazu.

Zuerst hatte man übersehen, dass Argentinien

de facto schon in einem Ausnahmezustand lebte:
niemand wird es einfallen, es als normal zu
bezeichnen, wenn fast täglich Menschen ermordet
werden (im September allein waren es 27!),
Entführungen und Raub am laufenden Band
stattfinden, und sich viele Bürger überhaupt nicht
oder nur mit Leibwächtern auf die Strasse trauen.

Je grösser das Ausmass der Terrororganisatönen,

desto grösser die Zahl der Opfer unter
den Unbeteiligten, die unbeabsichtigt darunter
zu leiden haben werden, wenn der Kampf
einmal, wie es unausweichlich ist, richtig beginnt.
Inzwischen ermorden die Guérilleros weiter
Mitglieder der Streitkräfte, mit der Absicht, die
Militärs derartig zu provozieren, dass sie — oder
ein Teil von ihnen — die gegenwärtige Lage
nicht mehr aushalten und einen Staatsstreich
durchführen. Dies würde den Terroristen den
Vorwand liefern, gegen eine verfassungswidrige
Regierung zu kämpfen und ihren eigenen
Machtanspruch zu legitimieren.

Das fiktive Asylgesuch
Eine neue Masche hat der Altkommunist und
ehemalige Rektor der Universität von Buenos
Aires, Rodolfo Puiggros, erfunden: Er betrat die
mexikanische Botschaft in Buenos Aires und
suchte dort um politisches Asyl nach. Wenige
Stunden darauf'wurde ihm das vom mexikanischen

Präsidenten Echeverria auch gewährt. Die
argentinische Regierung protestierte: Die Bedin-

PortugaS
und
Westeuropa
Die Aeusserungen der portugiesischen KP oder
ihres Chefs (S. 2 ff.) müssen in ihrer erheblichen
Bedeutung eingesehen werden, denn die Partei
erhebt Anspruch auf Führung in Staat und
Gesellschaft, und das möglichst im Namen des

ganzen Volkes. Nur wird aus ihrer provisorischen

Parole «nicht ohne uns .» die definitive
Losung «. aber ohne die andern».

Sozusagen noch demokratische Mitsprache hatte

Generalsekretär Cunhal unmittelbar nach
dem April-Umsturz gefordert, aber bereits mit
der Anmassung, «die» Werktätigen und «die»
Opposition zu vertreten:
«Es kann in Portugal keine Freiheit geben,
solange die KP zur Illegalität verurteilt ist
Das sicherste Anzeichen für die Errichtung der
Freiheit in Portugal wird die Legalität der KP
sein. Die Errichtung eines demokratischen
Portugals ist übrigens nicht möglich ohne die aktive
Teilnahme unserer Partei, der Partei der
Werktätigen, der grossen Partei der demokratischen
Opposition.» («Humanité», 29. 4. 1974, zitiert in
«Informationsbullctin» Nr. 8.9, 1974)
Was für eine Demokratie ist das, welche «die
grosse Realität» der KP zur Vorbedingung hat?

Cunhal Ende Juli in einem Interview mit der
Lissaboner Zeitung «Diario de Noticias»:

«Die PKP erklärte vor dem Land und dem
Ausland, dass sie eine grosse Realität des politischen
Lebens in Portugal, eine unabdingbare Kraft für
die Institution und Konstruktion eines demokratischen

Regimes in Portugal ist.»
(«Informationsbulletin», Nr. 14;1974)

Anfänglich ging es noch darum, den Demokra-
tiebegriff der pluralistischen Partner auszunützen,

aber wenn die PKP erst eine Führungsrolle
innehat, wird sie auf ihren eigenen und durchaus

exklusiven Demokratiebegriff zurückkommen

und als angeblich höchste Stufe der Demokratie

die angebliche Diktatur des Proletariats
hervorheben, die ja nie etwas anderes ist als die
Diktatur der Partei im Namen dés Proletariats.
Diese Selbstverständlichkeit des Marxismus-Leninismus,

zu dem sich die portugiesische KP
schliesslich bekennt, wird den landeseigenen
Massen vorderhand noch nicht mitgeteilt; dazu
wird es noch früh genug sein, wenn es ihnen
verwehrt sein wird, sich zu dieser monolithischen

Regelung anders als mit Zustimmung zu
äussern. Die Vorstufe dazu allerdings, die
systematische Einschüchterung von Alternativkräften,

die sieh unter demokratischen Bedingungen
formieren könnten, ist durchaus schon erreicht.
Die Salamitaktik pflegt nicht zuletzt deshalb zu
funktionieren, weil die späteren Opfer immer
versuchen, sich durch Passivität in den ersten
Stadien über weitere Runden zu retten.

Die kommunistische Machtübernahme in Portugal

wird ganz direkt die Schaffung eines
Moskauer Brückenkopfes bedeuten, denn gerade die
portugiesische KP ist dem Moskauer Modell
und dem Moskauer Diktat ganz und gar verhaftet.

Cunhal hatte schon 1962, als der kommunistische

Polyzentrismus noch eine Zukunft schien,
das Programm der KPdSU als bindend akzeptiert,

und dies vor der ganzen «sozialistischen
Welt» in der «Prawda», dem Zentralorgan des

Moskauer Lagers. Und diese bedingungslose
Moskautreue hat ihre Bewährungsprobe bestanden,

als Cunhal im Juni 1969 auf der kommunistischen

Weltkonferenz in Moskau die Invasion
der Tschechosloswakei öffentlich rechtfertigte
und die Breschnew-Doktrin verteidigte. Damit
hat er auf die Souveränität eines künftigen
«sozialistischen» Portugals vor der ganzen
kommunistischen Oeffentlichkeit feierlich verzichtet
und seine Heimat für die Zeit nach der
Machtübernahme durch die KPK der Sowjetunion
unterstellt.

Viele Bürger in Portugal, denen in den
Jahrzehnten der Salazar- und Caetano-Diktatur die
marxistisch-leninistische Fachliteratur nicht
zugänglich war, begreifen die Tragweite dieser
Aeusserungen nicht und berücksichtigen nur die
heutigen taktischen Aeusserungen Cunhals. Das
gleiche trifft allerdings auch auf einen beträchtlichen

Teil der westlichen Oeffentlichkeit zu,
der es nicht so sehr an der Information als an
ihrer Kenntnisnahme gefehlt hat. Man vergisst,
dass die Taktik einer KP immer eine Zickzacklinie

sein muss und der Strategie untergeordnet
ist. Die Strategie bleibt die Liquidierung der
Unabhängigkeit zugunsten der kontinentalen Supermacht

im Sinne der beschränkten Souveränität.

Bereits sitzt in der Regierung Portugals, einem
westeuropäischen Land und einem NATO-Mitglied,

ein ganz direkter und erklärter Sachwalter
Moskaus. Von der weiteren Entwicklung wird
offensichtlich nicht nur Portugal allein betroffen.

J. Sz.
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gungcn für die Gewährung des politischen Asyls
seien keinesfalls gegeben, denn Puiggros wird in
Argentinien weder steckbrieflich gesucht noch
droht ihm ein Zivilverfahren; er geniesst den
Schutz der Behörden wie jeder argentinische
Bürger und kann das Land verlassen und wieder
zurückkommen, wann es ihm beliebt.

Inzwischen ist Puiggros in Mexiko angekommen,

wohin sein Tochter Adriana, eine ehemalige

Dekanin der Philosophie-Fakultät (von Vaters

Gnaden) der bis vor kurzem von Kommunisten

beherrschten Universität Buenos Aires,
schon vorher gereist war. Beide erklärten, sie
hätten Drohungen der antikommunistischen
Guerillaorganisation AAA erhalten. Der letzte
interimistische Rektor der Universität, Raul La-
guzzi, ahmte das Beispiel Puiggros' nach, suchte
um Asyl nach und wurde ebenfalls in Ehren in
Mexiko empfangen; ein Bombenattentat auf seine

Wohnung in Buenos Aires hatte seinem vier
Monate alten Kind das Leben gekostet.

Rodolfo Puiggros hat in seinem Leben bereits
mehrere Berufe ausgeübt. Zunächst betätigte er
sich als Student auf Lebenszeiten, und zwar so

erfolgreich, dass er sein Studium der
Nationalökonomie nie beendete. Das hinderte ihn jedoch
nicht, mehrere Bücher und Artikel über
wirtschaftshistorische Themen zu verfassen. Später
hielt er Vorlesungen an fremden, marxistisch
beherrschten Universitäten, woraus er sich den
Titel eines Professors aneignete, ohne dass er je
eine echte Professur ausgeübt hatte. Puiggros
war seit seiner Jugend für die Kommunistische
Partei Argentiniens tätig gewesen; es gelang
ihm, auf eine bedeutende Stellung in der
Parteihierarchie vorzurücken. Als Peron 1943
Wohlfahrtsminister wurde, begann Puiggros sich als
«nationalistischen Volksrevolutionär» zu bezeichnen,

und als Peron 1946 die Präsidentschaft
übernahm, Hess sich Puiggros in die Justizialisti-
schc (peronisrische) Partei einschreiben. Er gab
seine marxistische Ueberzeugung jedoch nie auf:
sein Austreten aus der KP diente ausschliesslich
Zwecken der Tarnung.

Nach dem 25. Mai 1973, als der Strohmann
Ferons, Campora, die Macht antrat, wurde Puiggros

von diesem kommissarisch als Rektor (int.)
der Universität von Buenos Aires ernannt, wo er
genügend Unheil anrichtete, bevor ihn Peron
absetzte. Sein neuster Parteiauftrag ist es, aus
Mexiko Propaganda und Agitation gegen Argentinien

zu betreiben: Mit Genugtuung erklärte er
an Pressekonferenzen, «in Argentinien habe ich
sämtliche Rechte, nur nicht das Recht, nicht
ermordet zu werden».

Der Handel mit dem Osten:
Wer bindet wen?
Ständig bereisen Delegationen aus den Ostblockstaaten

Argentinien.

Der Handel zwischen allen Ländern Osteuropas
(und Kubas) und Argentinien wird bedeutend
erweitert, und die Osteuropäer werden das Land
vor allem mittels binationaler Unternehmen pe-
netrieren. Bei diesen Handelsbestrebungen läuft
Argentinien Gefahr, wirtschaftstechnisch von
der Sowjetunion dominiert zu werden, und geht
ausserdem das Risiko ein, der Sowjetunion
strategische Vorteile in Form eines Fischerhafens
und Beteiligung am Fischfang im geopolitisch
wichtigen Südatlantik zu bieten. Die Sowjetunion

verpflichtet sich dagegen bloss, Produkte

abzunehmen, die sie für ihren Konsum braucht,
gegebenenfalls aber auch woanders einkaufen
könnte. Der Weg aus der angeblichen Abhängigkeit

vom Westen, über die sich die argentinische
Linke jahrzehntelang beklagte, führt sicherlich
nicht über Moskau. Eine vermeintliche Depen-
denz von Westeuropa und den USA mit der
Abhängigkeit von der Sowjetunion auszutauschen

ist kaum ein Geschäft, das für die
Bevölkerung lohnend ist. Die Zwischenhändler dürften

allerdings anderer Ansicht sein.

Architekt des Osthandels war der vor kurzem
zum Rücktritt gezwungene Wirtschaftsminister
José B. Gelbard, der in seiner Jugend Mitglied
der argentinischen Kommunistischen Partei war.
Gelbard war, an der Spitze einer grösseren
Delegation, im Mai dieses Jahres selbst nach
Osteuropa gereist. Im Kreml wurde ihm ein
Staatsempfang bereitet. Er hatte ein stundenlan-

Ein Provisorium regelt bis auf Rekurserledigung
die Frage der 32 chilenischen Flüchtlinge, die
von Rumänien her in die Schweiz eingereist
waren. Die Polizei hatte erst argumentiert, ein neues

Asyl brauche ihnen nicht gewährt zu werden,
da sie bereits von Bukarest Asylrechte erhalten
hätten. Von den juristischen Fragen mal abgesehen:

Flüchtlinge aus Chile waren sie einmal.
Heute sind sie Flüchtlinge aus Rumänien. Könnte

man sie nicht als solche aufnehmen?

*

Im übrigen hat der rumänische Fall seine sowjetische

Parallele. Junge Chilenen, die in der
UdSSR studierten (von ihnen waren einige vor
und einige nach dem Sturze Allendes angekommen),

sind des Landes verwiesen worden. Die
Chilenen waren es satt, sich wochen- und monatelang

die Fehler Allendes aufzählen zu lassen,
und protestierten schliesslich dagegen, dass man
ihre Parteien (die Sozialistische Partei und die

KP) und ihre Führer angriff und bemängelte.
Das Ergebnis war der Rausschmiss, und nun
setzten sie ihre Studien in westeuropäischen
Ländern fort. Freiheit für persönliche kommunistische

Anschauungen gibt es tatsächlich nur in
den kapitalistischen Ländern.

*

Man erinnert sich an das ursprüngliche Angebot
Pinochets, gleich viel politische Gefangene
freizulassen wie die UdSSR und Kuba. Nun, er hat
schliesslich doch nicht auf das Einverständnis
zu dieser Parallelaktion gewartet, um 2000 Häftlinge

zu entlassen. Sonst würden sie noch sitzen.
Das ist der Unterschied zwischen dem «gewöhnlichen

Faschismus» und dem Superfaschismus
kommunistisch regierter Länder.

ges Gespräch unter vier Augen mit Breschnew.
Diese Anerkennung von Pcrons Abgesandten
hatte natürlich ihren Preis. Peron verschaffte
der argentinischen KP nicht nur die
Gleichberechtigung mit den demokratischen Parteien; er
zeichnete auch die Repräsentanten der KP in
ähnlich vertrauter Weise aus wie Breschnew
den argentinischen Wirtschaftsminister.

Bei der Notablen-Versammlung in der Casa
Rosada (dem Präsidentschaftsgebäude) vor kurzem
waren die Vertreter der Kommunistischen Partei
jedoch nicht zugegen. Da sie bisher wahlgerichtlich

noch nicht zugelassen ist (die beiden
kommunistischen National-Abgeordneten wurden
auf den Listen der von KP-Mitläufer und Ga-
lionsfigur Oscar Alende geleiteten linken Front
APR gewählt), wurde sie vom Innenminister
nicht eingeladen. Die KP-Führung beschwerte
sich über ihre «Diskriminierung». H

Er zeigt sich auch sonst. In der Schweiz läuft
zurzeit ein DDR-Dokumentarfilm über «die beiden

wichtigsten Konzentrationslager im Norden
Chiles». Laut ihrer Selbstdarstellung gelang es

den Produzenten, «mit Hilfe eines Tricks» in die
Lager einzudringen und trotz ständiger Bewachung

eine grosse Anzahl von Gefangenen mit
ihren Aussagen auf Film und Tonband
festzuhalten. Bleibt nur noch die rhetorische Frage, ob
Gegner des Sowjetsystems einen entsprechenden
Dokumentarfilm über die sowjetischen KZ drehen

könnten. Aber dort lässt man solche Tricks
nicht zu.

*

In diesem Zusammenhang: Vertreter der in
Helsinki domizilierten «internationalen Kommission
für die Untersuchung der Verbrechen der
chilenischen Militärjunta» hatten im Sommer 1974
mit Luis Corvalan, dem inhaftierten Generalsekretär

der chilenischen KP, sprechen und dessen

Erklärungen auf Tonband aufnehmen können,
ganz offiziell und ohne Trick, Die Meldungen
darüber wurden von der kubanischen
Presseagentur verbreitet und in Osteuropa abgedruckt.
Die schlimmsten Vorwürfe übrigens, die Corvalan

bei diesem ermöglichten Interview erhob,
betrafen das Frühaufstehen («bei Morgengrauen
aus den Baracken gejagt»), den inneren Dienst
(«Kanalreinigung und andere Häftlingsarbeiten»)

und die Paketkontrolle («von der Familie
geschickte Lebensmittel fast in vollem Umfang
enteignet»). Und diese Vorwürfe sind von den
kubanischen und osteuropäischen Medien als

«besonders wichtige Anklagepunkte gegen die
Junta» bezeichnet worden. Und gerade in den

Ländern, welche diese Anklagen erheben, wären
die politischen Gefangenen schon froh, wenn sie

nur Anlass zu solchen Klagen hätten. H

Chilenische Motive in den Proportionen

Splitter
und Balken
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